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DIETER WITT/WALTER ZETTL 

Möglichkeiten der Beeinflussung von Verkehrsströmen 
durch eine differenzierte Mineralölsteuer und eine Ballungsabgabe 

1. Das Erfordernis der Einflußnahme auf den Verkehr in 
Ballungsgebieten und in ländlichen Räumen 

Die Raum- und Siedlungsstruktur der Bundesrepublik 
Deutschland ist durch Konzentrationen von Wohn- und 
Arbeitsplätzen gekennzeichnet. So leben zur Zeit 43 
Prozent der Bevölkerung des Bundesgebietes auf nur 13 
Prozent der Fläche1. Für Ballungsgebiete ist der öffentli­
che Personennahverkehr (ÖPNV) wegen seiner Umwelt­
freundlichkeit und der in Relation zur Beförderungslei­
stung geringen Raumaufwendigkeit von besonderer Be­
deutung. Ein weiterer Ausbau der Verkehrsflächen für 
den Individualverkehr in den Verdichtungsgebieten, ins­
besondere der Innenstädte, ist in vielen Fällen teils aus 
räumlichen, teils aus gesellschaftspolitischen Gründen 
nicht mehr mögli.ch, wenn die Städte weiterhin ihre 
Funktionen als Wirtschafts-, Kultur-, Wohn- und Ver­
waltungszentren aufrechterhalten sollen. Zur nachhalti­
gen Besserung der Verkehrsverhältnisse ist es notwendig, 
einen Ausgleich zwischen öffentlichem und individuel­
lem Personennahverkehr zu schaffen, da viele Innenstäd­
te dem Individualverkehr nicht mehr gewachsen sind. 
Dazu muß die Verkehrsteilung zwischen Individualver­
kehr und öffentlichem Verkehr, die heute in der Bun­
desrepublik bei etwa 80 : 20 Prozent liegt2, in Richtung ei­
ner gleichgewichtigen Aufteilung verändert werden. Ne­
ben einer Entlastung der innerstädtischen Straßen soll 
dadurch· auch eine Minderung der durch den Individual-

1 Vgl. Isenberg, Gerhard: Ballungsgebiete in der BRD. Sp. 118 
in: Handwörterbuch der Raumforschung und Raumordnung. 
1. Bd. Hrsg. : Akademie für Raumforschung und Landesplanung. 
2: Aufl. - Hannover 1970. 
2 Vgl. Bundesminister für Verkehr (Hrsg.): Verkehr in Zahlen 
1975. - Bonn 1974. S. 31. 

verkehr verursachten negativen Auswirkungen (hohe 
Unfallträchtigkeit, Lärmbelästigung, Luftverschmut­
zung) erreicht werden. Dies wird um so eher gelingen, je 
attraktiver der ÖPNV gestaltet werden kann (hinsicht­
lich Regelmäßigkeit und Häufigkeit der Bedienung, Be­
quemlichkeit, Schnelligkeit und Sicherheit). Ob die Er­
höhung der Attraktivität des öPNV a 11 ein ausreicht, 
die Verkehrsnachfrage auf die öffentlichen Verkehrsmit­
tel umzulenken, ist ungewiß. Flankierend zur Maßnahme 
der Verbesserung des Leistungsangebots im öPNV soll­
ten daher gezielte Beschränkungen des Individualver­
kehrs in den Verdichtungsräumen erfolgen. Diese könn­
ten durch ordnungspolitische Instrumente, insbesondere 
solche der Beeinflussung und der Reglementierung (Ver­
und Gebote), erreicht werden. Als Beeinflussungsinstru­
mente kommen die Qualitäts- und die Entgeltspolitik in 
Frage. Qualitätspolitische Maßnahmen zur Beschränkung 
des Individualverkehrs wären zum Beispiel die Ein­
schränkung des Parkplatzangebotes, die Unterlassung des 
Ausbaus des Straßennetzes oder die Reservierung von 
Fahrspuren für ÖPNV-Fahrzeuge. Als entsprechende 
entgeltspolitische Maßnahmen sind u. a. vorstellbar: 
Road-Pricing, Erhöhung der Parkgebühren, Einführung 
einer Kaufsteuer für Pkw, Erhöhung der Kraftfahrzeug­
steuer und der Mineralölsteuer sowie Einführung einer 
Ballungsabgabe3• 

3 Unabhängig von der Frage der Praktikabilität der entge!ts­
politischen Maßnahmen müssen die politischen Instanzen bereit 
sein, die 1973 im Kursbuch für die Verkehrspolitik angekündigte 
Priorität des OPNV zu verwirklichen. Vgl. hierzu Lauritzen, 
Lauritz (Hrsg.): Der Mensch hat Vorfahrt. - Bonn o. J. (1973). 
Allerdings spricht die gegenwärtige verkehrspolitische Entwick­
lung gegen eine Wende der Nahverkehrspolitik zugunsten des 
OPNV. Als Grund hierfür werden vor allem finanzpolitische 
Erwägungen genannt. (So erstmals K. Gscheidle in seiner An-
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Im Vergleich zu den Ballungsgebieten werden die 
ländlichen Räume durch öffentliche Verkehrsmittel in 
wesentlich geringerem Umfang erschlossen und bedient. 
Dies zeigt sich zum Beispiel darin, daß dem OPNV im 
ländlichen Raum, der die Verbindung innerhalb der Region 
herstellen soll und Zubringerdienste zum Fernverkehrs­
netz leistet, lediglich Personen- und Eilzüge der Bundes­
bahn und Linienbusse, die häufig nur in großen Zeitab­
ständen verkehren, zur Verfügung stehen, während beim 
OPNV in Ballungsr':iumen außer auf Bus- und Straßen­
bahnlinien auch teilweise auf S-Bahn und U-Bahn zu­
rückgegriffen werden kann. Selbst die relativ geringe öf­
fentliche Verkehrsbedienung des ländlichen Raumes 
wird von der Bundesbahn in zunehmendem Maße einge­
schränkt; sie legt kaufmännisch unrentable Eisenbahn­
strecken still und will sich zusammen mit der Bundes­
post weitgehend aus dem verlustbringenden Omnibus­
verkehr in der Region zurückziehen, indem sie diesen in 
noch zu schaffende Regionalgesellschaften einbringen 
will4• Die im Verkehrsangebot auftretenden Lücken 
können jedoch von den finanzschwachen Kommunen 
und privaten Verkehrsträgern nur unzureichend ge­
schlossen werden. Ein wesentlicher Grund für die 
schwache Verkehrsbedienung durch öffentliche Ver­
kehrsmittel sind die geringe Bevölkerungsdichte, die dis­
perse Siedlungsstruktur und ungebündelte Nahverkehrs­
ströme. Wenngleich daher das öffentliche Verkehrsange­
bot im ländlichen Raum nicht die gleiche Qualität besit­
zen kann wie im Ballungsraum, so ist doch anzustreben, 
daß die auf effektive und gewünschte Nachfrage nach 
OPNV-Leistungen abgestellte Verkehrsbedienung im 
ländlichen Raum jener im Ballungsgebiet entspricht. 
Dazu muß allerdings von der von öffentlichen Ver­
kehrsbetrieben häufig verlangten Eigenwirtschaftlichkeit 
Abstand genommen werden5. 

In bezug auf den Individualverkehr ist der ländliche 
Raum im Verhältnis zu den Ballungsgebieten zumindest 
nicht besser gestellt. Hinsichtlich des Ausbauzustandes 
des Straßennetzes im flachen Land ist eine gravierende 
Benachteiligung nicht zu beweisen, aber doch wegen des 
höheren Anteils an Straßen niedrigerer Ordnung mit ih­
ren durchschnittlich geringeren Fahrbahnbreiten und 
schwächeren Oberflächenbefestigungen zu vermuten6. 

sprache zur Eröffnung des von der Deutschen Verkehrswissen­
schaftlichen Gesellschaft in Berlin veranstalteten Kongresses 
„ Verkehr in Ballungsräumen", Berlin 1974). Unseres Erachtens 
dürfte auch die verkehrspolitische Unterstützung der sich in 
einer Strukturkrise befindenden Automobilindustrie eine wich­
tige Rolle für das weitere Hintanstellen des OPNV gespielt 
haben. 
4 Vgl. hierzu etwa: Zielsetzungen für die Nahverkehrspolitik. 
In: Die Bundesbahn. 51. Jg. (1975) S. 351 f.; siehe auch 
Gscheidle, Kurt: Ein politisch und ökonomisch ausgewogener 
Kompromiß. In: Die Bundesbahn. 51. Jg. (1975) S. 5 ff. 
5 Vgl. Oettle, Karl: Verkehrspolitik. - Stuttgart 1967. S. 38; 
Witt, Dieter: Die Eignung des Eigenwirtschaftlichkeitsprinzips 
als Maßstab für das Handeln öffentlicher Betriebe. (Demnächst 
in: Der öffentliche Haushalt). • 
6 Vgl. Helferich, Paul: Verkehrsdienliche ländliche Räume 
im öffentlichen Straßenpersonenverkehr. S. 155 in: Die struk-

Weiterhin kann festgestellt werden, daß die Mineralöl­
preise im ländlichen Raum auf Grund des geringeren 
Wettbewerbs zwischen den Mineralölgesellschaften sowie 
wegen der höheren Mineralöltransport- und Tankstellen­
betriebskosten über den Preisen in Ballungsgebieten lie­
gen7• Zwar ist der Benzinverbrauch je Fahrkilometer 
(zumindest während der Spitzenzeiten) in Verdichtungs­
räumen auf Grund der allgemein niedrigeren durch­
schnittlichen Fahrgeschwindigkeiten und des Stockens 
des Verkehrsflusses erfahrungsgemäß etwa 30 Prozent 
höher als in ländlichen Gebieten8, es tritt jedoch eine 
Oberkompensation dieser Kosten dadurch ein,_ daß im 
ländlichen Raum wesentlich längere Wegstrecken zu­
rückzulegen sind, so daß insgesamt, zusammen mit den 
höheren Mineralölpreisen, eine Benachteiligung für die 
Kfz-Benutzer im ländlichen Raum hinsichtlich ·der Höhe 
der Betriebskosten für die Kfz-Benutzung festgestellt 
werden kann. Darüber hinaus besteht für die Bewohner 
des ländlichen Raumes eine verringerte Wahlmöglichkeit 
hinsichtlich des zu benutzenden Ver:kehrsmittels. Denn 
unter den gegenwärtigen Verkehrsbedingungen stellt der 
Individualverkehr für einen großen Teil der Bevölke­
rung im ländlichen Raum oft die einzige Möglichkeit 
dar, am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturel­
len Leben der Zentren teilzunehmen9. 

Um die verkehrliche Benachteiligung der ländlichen 
Räume gegenüber den Ballungsgebieten zu verringern, 
ist es notwendig, den OPNV im ländlichen Raum in der 
Weise auszubauen, daß auch diejenigen, die auf den Indi­
vidualverkehr nicht ausweichen können, ihre Mobilitäts­
bedürfnisse in einem angemessenen Maß zu befriedigen 
vermögen. Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit wird je­
doch auch bei einem Ausbau des OPNV im ländlichen 
Raum häufig nur ein Minimum an solchen Mobilitätsbe­
dürfnissen gedeckt werden können. Zum Abbau der ver­
kehrlichen Imparität sollte weiterhin der Rückgriff auf 
den Individualverkehr, im Gegensatz zu Ballungsgebie­
ten, nicht erschwert werden. Dies würde bedeuten, daß 

turgerechte Verkehrsbedienung ländlicher Räume. - Hanno­
ver 1969. - Veröffentlichung der Akademie für Raumfor­
schung und Landesplanung, Bd. 57. 
7 Für den Transport des Mineralöls werden für jeweils 100 
km Entfernung von der Raffinerie etwa 1½ Pfennig ange­
setzt (mündliche Auskunft der Shell-AG, Ingolstadt). Vgl. auch 
Heidtmann, Willy; Altkrüger, Wilfried: Auswirkungen der Mi­
neralölsteuererhöhung auf den ländlichen Raum. In: Informa­
tionen zur Raumentwicklung. 1. Jg. (1974) Nr. 1, S. 14. 
8 Vgl. Heinze, Wolfgang; Kanzlerski, Dieter: Wirkungen der 
Mineralölsteuererhöhung auf die räumliche Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland. In: Informationen zur Raument­
wicklung. 1. Jg. (1974) Nr. 1, S. 29. 
9 Vgl. etwa Orlik, Günter: Das Verkehrswesen im Landesent­
wicklungsprogramm Bayern. In: Der Bayerische Oberbürger­
meister. 28. Jg. (1975) S. 18 ff.; Radel, Rainer: Die Bedeutung 
des öffentlichen Personennahverkehrs für die Raumordnungs­
politik in den ländlichen Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland. - Berlin 1970. S. 114. 
Um so dringlicher ist die Verringerung der verkehrlichen Be­
nachteiligung des ländlichen Raumes hinsichtlich des OPNV. 
(Vgl. hierzu etwa Ganser, Karl: Offentlicher Nahverkehr außer 
halb der Verdichtungsräume. In: Raumforschung und Raum­
ordnung. 32. Jg. (1974) H. 6, S. 229). 
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die ländlichen Räume von den für die Ballungsräume ge­
nannten qualitäts- und entgeltspolitischen Maßnahmen 
zur Beschränkung des Individualverkehrs nicht oder zu­
mindest relativ geringer als jene betroffen werden. 

Im folgenden soll untersucht werden, ob eine entspre­
chende Gestaltung der entgeltspolitischen Instrumente 
Mineralölsteuer und Ballungsabgabe einen Beitrag zum 
Abbau verkehrlicher lmparitäten zu liefern vermag und 
inwieweit diese Instrumente geeignet sind, Verkehrspro­
bleme in Ballungsgebieten lösen zu helfen. 

2. Zur Eignung der differenzierten Mineralölsteuer als 
verkehrspolitisches Instrument 

a) Verkehrliche Beeinflussungswirkungen der dif ferenzier­
ten Mineralölsteuer 

Der Mineralölsteuersatz, d. h. der an den Staat abzu­
führende Anteil an den Kraftstoffpreisen, ist für alle 
Kraftfahrzeugbenutzer, sieht man von einigen Ausnah­
men ab, bisher einheitlich festgelegt. Die in der Vergan­
genheit vorgenommenen generellen Erhöhungen der Mi­
neralölsteuer dienten dazu, dem Staat Finanzierungsmit­
tel, vornehmlich für den weiteren Ausbau des Bundes­
fernstraßennetzes, zu beschaffen10. 

10 Bis zum Jahr 1955 floß das gesamte Mineralölsteuerauf­
kommen dem allgemeinen Haushalt des Bundes zu. Pro Liter 
Dieselkraftstoff waren 6,3 Pfennig und pro Liter Vergaser­
kraftstoff waren 27 Pfennig zu entrichten. Im Verkehrsfinanz­
gesetz vom 6. April 1955 (BGB! I, S. 166 ff.) wurde festgelegt, 
daß die in diesem Gesetz beschlossene Erhöhung der Mineralöl­
steuer - rund 10 Pfennig/Liter für Diesel und rund 2 Pfennig 
für Vergaserkraftstoffe - auf die Dauer von zehn Rechnungs­
jahren für den Ausbau von Bundesstraßen nach Paragraph 1 
des Bundesfernstraßengesetzes vom 6. August 1953 (BGB! II, 
S. 903 ff.) zu verwenden war. 
Eine weitere Erhöhung der Mineralölsteuer - 4 Pfennig/Liter 
bei Diesel, 2 Pfennig bei Vergaserkraftstoffen - erfolgte im 
Straßenbaufinanzierungsgesetz vom 28. März 1960 (BGB! I, 
S. 201 ff.). Nach Abzug eines festen Sockelbetrages von 600 
Mill. DM für den allgemeinen Bundeshaushalt wurde nunmehr 
das gesamte Mineralölsteueraufkommen zugunsten des Straßen­
wesens zweckgebunden. Dies bedeutete eine Zweckbindung des 
Mineralölsteueraufkommens von mehr als zwei Dritteln für 
den Straßenverkehr. 
In der Anderung des Straßeribaufinanzierungsgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes über die Umstellung von Abgaben auf 
Mineralöl vom 20. Dezember 1963 (BGB! I, S. 995 ff.) wurde 
im Rechnungsjahr 1964 der zweckgebundene Teil der Mineral­
ölsteuer auf 46 Prozent, im Rechnungsjahr 1965 auf 48 Pro­
zent und für die folgenden Rechnungsjahre auf 50 Prozent 
festgelegt. Die restlichen Mittel werden in den allgemeinen 
Bundeshaushalt eingestellt. 
Mit dem Steueränderungsgesetz vom 23. Dezember 1966 (BGB! 
I, S. 702Jf.), das eine weitere Steuererhöhung (für alle Mineral­
ölarten) um 3 Pfennig/Liter beinhaltete, änderte sich die Ver­
wendungsstruktur des zweckgebundenen Teils der Mineralöl­
steuer derart, daß das Mehraufkommen dem kommunalen Ver­
kehrswegeausbau zugute kam, wovon der OPNV 40 Prozent 
und ab ·1971 45 Prozent erhielt. Durch das Verkehrsfinanz­
gesetz vom 28. Februar 1972 (BGB! I, S. 201 ff.) wurde eine 
weitere Erhöhung der Mineralölsteuer von 4 Pfennig/Liter 
vorgenommen. Von diesen 4 Pfennigen wurden 1 Pfennig zu­
sätzlich dem Bundesfernstraßenbau und drei Pfennige zur Ver­
besserung der kommunalen Verkehrswege zur Verfügung ge-

Von den Erhöhungen der Mineralölsteuer dürften au­
ßer den Finanzierungswirkungen auch Beeinflussungs­
wirkungen derart ausgegangen sein, daß ein Teil der po­
tentiellen Kraftfahrzeugbesitzer seine Kaufentscheidun­
gen wegen der zu erwartenden höheren Betriebskosten 
verschoben oder ganz unterlassen hat, sofern Ausweich­
möglichkeiten auf andere Verkehrsmittel vorhanden wa­
ren. Ferner dürfte die stärkere finanzielle Belastung der 
Kraftfahrzeugbenutzer bewirkt haben, daß diese, je nach 
Abhängigkeit von den individuellen Elastizitäten ihrer 
Nachfrage nach Kraftfahrzeugleistungen, ihre Kraftfahr­
zeuge in geringerem Umfang in Anspruch nahmen und 
daß sie teilweise auf den OPNV umsteigen11 • Diese Mei­
nung wird durch das entsprechende Verhalten der 
Kraftfahrzeughalter zu der Zeit der Erdölkrise, in der 
die Mineralölpreise erheblich gestiegen waren, ge­
stützt12 ; ein Verhalten, zu dem allerdings auch ein 
durch die Krise verursachter Schock beitrug. Gerade in 
diese Zeit fällt auch der starke Rückgang der Kraftfahr­
zeugneuzulassungen. Das Bewußtsein für Mineralölko­
sten läßt sich auch an der Bildung von Pfennigbruch­
teilspreisen für Kraftstoff und an dem zunehmenden 
Absatz kleiner, mineralölsparender Kraftfahrzeuge er­
kennen. Diesem Sachverhalt folgt die Automobilindu­
strie mit der Entwicklung entsprechender Modelle. 

Bisher wurde bei den Erhöhungen der Mineralölsteuer 
nicht die jeweilige Abhängigkeit der Verkehrsteilnehmer 
von der Benutzung des Pkw berücksichtigt. Diese ist 
insbesondere auf die unterschiedlich gute Ausstattung 
der Räume mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückzu­
führen. Es wäre daher zu überlegen, eine räumliche Dif­
ferenzierung der Mineralölsteuer dadurch herbeizufüh­
ren, daß die Kraftfahrzeugbenutzer in Ballungsgebieten 

stellt, davon jetzt 50 Prozent für den OPNV. Durch das Ge­
setz zur Anderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 vom 
26. Juni 1973 (BGB! I, S. 691 ff.) ist die Mineralölsteuer um 
weitere 5 Pfennig/Liter angehoben worden. Für die weitere 
Entwicklung ist entscheidend, daß die bisherige Zweckbindung 
für den Bundesfernstraßenbau auf "sonstige verkehrspolitische 
Zwecke im Bereich des Bundesminister für Verkehr" (BGB! I, 
vom 6. Juli 1973, S. 737 ff.) ausgeweitet worden ist. 
1973 betrugen die Einnahmen aus der Mineralölsteuer insge­
samt 16 588,8 Mill. DM. Davon flossen dem Bund 14 253,6 
Mill. DM zu, den Gemeinden 2 335,2 Mill. DM. 1974 liegen die 
entsprechenden Zahlen niedriger. Der Bund erhielt 13 928 Mill. 
DM vom Mineralölsteueraufkommen, die Gemeinden 2 172 
Mill. DM (vgl. hierzu: Neuorientierung in der Verkehrspolitik. 
In: Die Bundesbahn. 51. Jg. (1975, S. 4). 
11 Die Wirksamkeit der Mineralölsteuer als verkehrliches Be­
einflussungsinstrument wird jedoch dadurch beeinträchtigt, daß 
die eigentliche steuerliche Belastung zwar beim Benzinver­
brauch eintritt, die Mineralölsteuer jedoch beim Tanken zu 
entrichten ist und daher wegen dieser Zahlungsmodalität nicht 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Verkehrsleistung ge­
sehen wird (vgl. Baum, Herbert: Grundlagen einer Preis-Abga­
benpolitik für die Städtische Verkehrsinfrastruktur. - Düssel­
dorf 1972. S. 27 4). Das Bewußtsein des Kfz-Benutzers für die 
Höhe der Betriebskosten wird um so mehr abnehmen, je grö­
ßer die zeitliche Differenz von Kauf und Verbrauch des Ben­
zins ist. 
12 Siehe hierzu Mayer, Hans : Aktuelle Probleme der Energie­
versorgung und ihre Auswirkungen auf den Verkehr. In: 
Schriftenreihe der Deutschen Verkehrswissenschaftlichen Ge­
sellschaft. - Köln o. J. (197 4). 
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für Kraftstoffe einen höheren Mineralölsteueranteil zu 
zahlen haben als in den ländlichen Räumen 13• 

Durch die Erhöhung der Mineralölsteuer im Ballungs­
raum soll der dort ansässige Kraftfahrzeugbenutzer eine 
Sonderbelastung für seine Teilnahme am Individualver­
kehr erfahren14• Die Sonderbelastung könnte zudem 
auch als Entgelt dafür angesehen werden, daß durch die­
jenigen Verkehrsteilnehmer, die öffentliche Verkehrs­
mittel benutzen, ein Straßenentlastungseffekt erzeugt 
wird, der jenen, die sich ihres Kraftfahrzeugs bedienen, 
unter sonst gleichen Verhältnissen bessere Straßenver­
kehrsbedingungen, wie zum Beispiel erhöhten Verkehrs­
fluß, bietet. Von der Erhöhung werden jedoch nicht alle 
Kraftfahrzeugbesitzer betroffen. Ein wesentlicher Teil 
der Verkehrsströme im Ballungsraum, nämlich der 
Durchgangsverkehr, der in den Ballungsraum einströ­
mende Verkehr sowie derjenige Teil des ausströmenden 
Verkehrs, der auf Grund der Erhöhung seine Tankvor­
gänge nach außerhalb verlagert, wird ebensowenig wie 
der ruhende Verkehr von der relativ höheren Mineral­
ölsteuer erfaßt. 

Im Gegensatz zum Ballungsraum sollte der ländliche 
Raum, der ohnehin dadurch benachteiligt ist, daß das 
dortige Einkommensniveau unter dem der Ballungsräu­
me liegt15, keine weitere Belastung durch eine Mineral­
ölsteuererhöhung erfahren, da diese Gebiete von einer 
Verteuerung des Individualverkehrs wegen der ver­
gleichsweise höheren Betriebskosten für den Pkw beson­
ders betroffen werden würden. Diese höheren Betriebs­
kosten ergeben sich - wie dargestellt - aus den regio­
nalen Preisdifferenzierungen der Mineralölgesellschaften 
und den in ländlichen Gebieten höheren Fahrleistungen 
der Pkw-Benutzer16• Da ein wesentlicher Bestandteil 
der Betriebskosten die Mineralölkosten sind, könnte eine 
den ländlichen Raum bevorzugende Gestaltung der Mi­
neralölsteuer zum Abbau der bestehenden Imparitäten 
beitragen. Aber auch eine Senkung der Mineralölsteuer 
im ländlichen Raum ist nicht anzustreben, da sie einen 
verstärkten Anreiz schaffen könnte, das private Kraft­
fahrzeug zu benutzen. Die Nachfrage nach öffentlichen 
Verkehrsleistungen würde dann noch weiter zurückge­
hen, was gegen einen weiteren - im ländlichen Gebiet 
im Rahmen der Wirtschaftlichkeit grundsätzlich anzu­
strebenden - Ausbau des t:lPNV spräche. Der Ausbau 
ist jedoch wegen der besonderen Bedeutung des t:lPNV 

13 Eine höhere steuerliche Belastung der Kraftfahrer in Bal­
lungsgebieten lag bisher schon dadurch vor, daß sich aus den 
Stauungen und Stockungen in diesen Gebieten ein höherer 
Kraftstoffverbrauch pro Kilometer ergibt. Die auf verbrauchs­
ungünstige Geschwindigkeiten zurückzuführende Belastung 
könnte man auch als eine Art Ballungsabgabe interpretieren 
(vgl. etwa Baum, Herbert, a. a. 0., S. 274). Allerdings wird die­
ser in Verdichtungsgebieten vorhandene Ballungsabgabencha­
rakter der Mineralölsteuer von den Kfz-Benutzern kaum als 
solcher erkannt, da sie in der Regel keine entsprechenden 
Nachrechnungen vornehmen. 
14 Vgl. Baum, Herbert, a. a. 0., S. 276. 
15 Vgl. Heidtmann, Willy; Altkrüger, Wilfried, a. a. 0., S. 5. 
16 Vgl. ebenda, S. 15. 

für die Erschließung und die siedlungsstrukturelle Ent­
wicklung des ländlichen Raumes erforderlich. Gegen 
eine Senkung der Mineralölsteuer in diesen Gebieten 
spricht auch die mögliche Einengung des Finanzierungsspiel­
raums des Staates. Es muß nämlich damit gerechnet wer­
den, daß die durch eine eventuelle Mineralölsteuersen­
kung verursachte steigende Nachfrage nach Pkw-Lei­
stungen im ländlichen Raum von dem zu erwartenden 
Rückgang der Nachfrage nach Pkw-Leistungen _jn Bal­
lungsgebieten auf Grund der dortigen Mineralölsteuerer­
höhungen zumindest ausgeglichen wird und die Mineral­
ölsteuereinnahmen langfristig insgesamt gleich bleiben 
oder sinken. Sofern letzteres der Fall ist, werd~n auch 
die für den t:lPNV reservierten Mittel aus den zweckge­
bundenen Mineralölsteuereinnahmen geringer. In diesem 
Fall müßte eine Änderung des bisherigen Auftei-lungsmo­
dus der Mineralölsteuereinnahmen zugunsten des t:lPNV 
vorgenommen werden. Nur so könnte die Finanzierung 
des erforderlichen Ausbaus des t:lPNV sichergestellt 
werden. Für den Ausbau des Straßenn~tzes würden dann 
weniger Mittel zur Verfügung stehen. 

Nach den bisherigen Erörterungen scheint die diffe­
renzierte Mineralölsteuer aus theoretischer Sicht ein ge­
eignetes Instrument zur Änderung der Verkehrsteilung 
zugunsten des t:lPNV in Ballungsgebieten und zur Ver­
ringerung verkehrlicher lmparitäten zwischen Stadt und 
Land zu sein, soweit davon abgesehen wird, daß ein Teil 
der Verkehrsströme von ihr nicht erfaßt wird. Unge­
prüft blieb bisher jedoch die Frage der Praktikabilität 
dieses Instrumentes. 

b) Problematik der Einführung einer differenzierten 
Mineralölsteuer • 

Eine differenzierte Mineralölsteuer birgt die Gefahr in 
sich, daß die im Ballungsraum ansässigen Pkw-Benutzer, 
die von einer Mineralölsteuererhöhung belastet werden 
sollen, versuchen werden, diese Sonderbelastung zu um­
gehen. Dies könnte dadurch geschehen, daß ein Teil der 
Pkw-Benutzer Sondertankfahrten in ein Gebiet unter­
nimmt, das von einer Mineralölsteuererhöhung nicht be­
troffen ist17. Diese Tankfahrten sind so lange lohnend, 
als die Differenz des Preises einer Tankfüllung auf der 
einen Seite und der durch die Fahrt entstehenden zu­
sätzlichen Betriebskosten sowie der Kosten für Zeitver­
luste auf der anderen Seite positiv ist. Ob und in wel­
chem Umfang sie vorgenommen werden, hängt vor al­
lem von der Höhe dieser Differenz und damit vom Ko­
stenbewußtsein sowie von der Fahrbereitschaft des ein­
zelnen Pkw-Benutzers ab. Noch lohnender werden diese 
Sondertankfahrten, wenn die Möglichkeit besteht, priva-

17 Vgl. etwa Prigge, Enno: Praktische Möglichkeiten einer 
optimalen Nutzung der Verkehrsflächen in den Städten. -
Göttingen 1968. = Vorträge und Studien aus dem Institut für 
Verkehrswissenschaft an der Universität Münster, H. 6. S. 19; 
Funck, Rolf, Peschel, Karin: Möglichkeiten der Kraftfahrzeug­
besteuerung und ihre verkehrswirtschaftlichen Konsequenzen. 
- Bad Godesberg 1967. = Schriftenreihe des Bundesministers 
für Verkehr, H. 32, S. 30. 
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te Tanklager anzulegen. Der einzelne Pkw-Benutzer 
wird bei sonst gleichen Verhältnissen um so größere 
Entfernungen bei Einkaufsfahrten zurücklegen, je mehr 
Lagerraum ihm für dieses zusätzlich beschaffte Benzin 
zur Verfügung steht. In diesem Zusammenhang muß 
auch auf die Möglichkeit der Bildung eines grauen 
Marktes in Ballungsgebieten für billigeres Benzin aus den 
ländlichen Räumen hingewiesen werden. Daneben kön­
nen Gefälligkeitstankfahrten vorgenommen werden, in­
dem billigerer Kraftstoff durch im ländlichen Raum 
wohnende Bekannte mitgebracht wird. Je nach Umfang 
all dieser Fahrten wird zusätzlicher Verkehr induziert, 
der dem ursprünglich beabsichtigten Effekt der Straßen­
entlastung im Ballungsraum durch die differenzierte Mi­
neralölsteuer entgegenwirkt. Die Wirksamkeit der diffe­
renzierten Mineralölsteuer als Instrument der verkehrli­
chen Beeinflussung hängt wesentlich davon ab, inwieweit 
es gelingt, die Tankfahrten und das Anlegen von Tank­
lagern durch eine entsprechende Ausgestaltung der Dif­
ferenzierungen und durch gesetzliche Maßnahmen zu 
unterbinden. 

ba) Erfordernis der Mehrfachdifferenzierung 

Auf den dargestellten Möglichkeiten, die Sonderbela­
stung einer einseitigen erheblichen Erhöhung der Mine­
ralölsteuer im Ballungsgebiet in unterschiedlichem Aus­
maß zu umgehen, zeigt sich, daß die Zwei-Zo­
nen-Bildung unzweckmäßig ist. Zudem können bei die­
ser „diskreten Zonenbildung"18 nicht jene Regionen be­
rücksichtigt werden, die weder Ballungsgebieten noch 
ländlichen Räumen zuzuordnen sind. Es ist also zu über­
legen, ob zu einer Mehrfachzonenbildung übergegangen 
werden soll, bei der von Zone zu Zone, vom Ballungskern 
ausgehend, eine gleitende Abnahme des Mineralölsteuer­
anteils erfolgt. Eine ähnliche Mehrfachzonenbildung 
wird von den Kraftfahrzeugversicherungen im Hinblick 
auf die Differenzierung der Versicherungsbeiträge· prak­
tiziert. Die Beiträge für die Kfz-Haftpflichtversicherung 
(Versicherungsverträge von Kombi- und Personenwagen) 
sind je nach der Größe der Orte, in denen das jeweilige 
Kfz angemeldet ist, gestaffelt: 

- Ballungsräume (alle Orte über 500 000 Einwohner), 
- Orte ü~er 100 000 bis 500 000 Einwohner, 
- Orte über 5 000 bis 100 000 Einwohner, 

Orte bis 5 000 Einwohner und 
- alle Orte, ohne Rücksicht auf ihre Einwohnerzahl, 

die im Einzugsbereich eines Ballungsraumes liegen. 

Die Versicherungsbeiträge in Orten mit weniger als 
5 000 Einwohnern liegen ca. 25 Prozent und diejenigen 
in Orte~ im Einzugsbereich von Ballungsräumen ca. 8 Pro­
zent unter jenen in Ballungsräumen19. Die Versicherungsun­
ternehmungen bemessen die Versicherungsbeiträge ent-

iS Baum, Herbert, a. a. 0., S. 277. 
19 Die Einteilung der Tarifgruppen ist gemäß den Tarifbe­
stimmungen der Kraftfahrzeugversicherer erläutert. Die Pro-

sprechend dem Maß der Verdichtung, da eine enge Kor­
relation zwischen Unfallhäufigkeit und dem Maß der 
Verdichtung besteht. 

Das Schema der Kraftfahrzeugversicherungen ist je­
doch als Modell für eine mehrfache Mineralölsteuerdiffe­
renzierung nicht brauchbar, da der alleinige Bezug auf 
die Einwohnerzahl für die Ausgestaltung der mehrfach­
differenzierten Mineralölsteuer zu einseitig wäre. Aus 
der Einwohnerzahl alleine kann nicht auf das an den je­
weiligen Orten vorhandene Angebot an öffentlichen 
Verkehrsmitteln und die Höhe der bei den Bewohnern 
dieser Orte vorhandenen Nachfrageelastizitäten nach 
Kfz-Verkehrsleistungen geschlossen werden. Gerade diese 
Größen sollten aber Maßstab für eine mehrfache Diffe­
renzierung der Mineralölsteuer sein, da von dem Grad 
ihrer positiven Ausprägung die Verwirklichung der Ziele 
der Verkehrsteilung zugunsten des öPNV und des Ab­
baus verkehrlicher lmparitäten stark abhängt. Und zwar 
sollte die Belastung durch die Mineralölsteuer um so 
stärker sein, je besser das Angebot öffentlicher Ver­
kehrsleistungen ist und je höher die Nachfrageelastizitä­
ten nach Kfz-Verkehrsleistungen sind. Ferner sollten die 
Wirtschaftskraft und die Ausstattung der jeweiligen Ge­
biete mit öffentlichen Einrichtungen berücksichtigt wer­
den, da sie Rückschlüsse auf die dort vorhandene Ver­
kehrsinfrastruktur und damit auch auf das Angebot an 
öffentlichen Verkehrsmitteln zulassen. Diese Indikatoren 
sind bereits eine Grundlage für die in den einzelnen 
Landesentwicklungsprogrammen angestrebte zentralört­
liche Gliederung der einzelnen Bundesländer. So unter­
scheidet man zum Beispiel in Bayern, entsprechend der 
funktionalen Bedeutung der Orte, Oberze~tren, mög­
liche Oberzentren, Mittelzentren, Unterzentren mit 
Teilfunktionen, Unterzentren und Kleinzentren20• Ent­
sprechend dieser Einteilung könnte unter Berücksichti­
gung der jeweiligen Einzugsbereiche dieser Orte die 
Mehrfachzonenbildung für die differenzierte Mineralöl­
steuer erfolgen. In diesem Fall würden die Oberzentren 
und ihre Einzugsbereiche mit dem höchsten Mineralöl­
steuersatz, die Kleinzentren und ihre Einzugsbereiche 
nach stufenweiser Rücknahme mit dem geringsten Mine­
ralölsteuersatz belastet werden. Die strukturschwachen 
Gebiete wären dabei durch niedrigere Einstufungen aus 
raum- und entwicklungspolitischen Gründen besonders 
zu berücksichtigen. Die Mehrfachdifferenzierung der 
Mineralölsteuer wäre so vorzunehmen, daß Tankfahrten 
in die nächstniedrigeren Zonen möglichst unrentabel 
und somit minimiert werden. Es ist hierbei darauf zu 
achten, daß, vom Oberzentrum und dessen Einzugsbe­
reich ausgehend, eine kontinuierliche Abstufung der Mi-

zentzahlen beruhen auf Beiträgen für Versicherungsverträge 
von Personenkraftwagen über 75 PS bis 90 PS bei einem Bei­
tragssatz von 100 Prozent. Vgl: Allianz Versicherungs-AG 
u. a. (Hrsg.) : Tarif 74 für Kraftfahrt-Versicherungen: Tarifbe­
stimmungen. - o. 0 . (1974). S. 5 und 33. 
20 Vgl.: Bayerische Staatsregierung (Hrsg.): Landesentwick­
lungsprogramm Bayern (Entwurf 1974). Teil A. S. 62 ff. 
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neralölsteuer erfolgt und damit das überspringen einer 
Belastungsstufe möglichst verhindert wird. Allerdings 
müßte diese Konzeption dann durchbrochen werden, 
wenn ein räumlich enges Nebeneinander von Oberzen­
trum (und Einzugsbereich) und Kleinzentrum vorliegt. 
In diesem Fall könnte das Kleinzentrum nicht in der 
niedrigsten Belastungszone eingeordnet werden, sondern 
müßte in die auf die höchste Belastungszone folgende 
Stufe eingereiht werden. Denn wie schon die Bildung 
von Pfennigbruchteilspreisen für Benzin beispielsweise 
innerhalb von Städten zeigt, kann auf eine hohe Preis­
empfindlichkeit der N achfrageverteilung geschlossen 
werden. Dabei nicht zu vermeidende Benachteiligungen, 
die darin bestehen, daß Orte mit geringer zentralörtli­
cher Bedeutung und damit entsprechend geringerem öf­
fentlichem Verkehrsangebot dennoch hohe Mineralöl­
preise zu zahlen haben, zeigen die Problematik, die mit 
der praktischen Ausgestaltung einer mehrfachdifferen­
zierten Mineralölsteuer verbunden ist, in aller Deutlich­
keit auf. Zudem müssen, um das schon mehrfach er­
wähnte Problem der Sondertankfahrten möglichst gering 
zu halten, die jeweiligen Einzugsbereiche der einzelnen 
Zonen bestimmte Mindestgrößen aufweisen. 

Bei der hier vorgenommenen Orientierung der Mehr­
fachdifferenzierung der Mineralölsteuer an der zentral­
örtlichen Gliederung wird davon ausgegangen, daß mit 
Zunahme der zentralörtlichen Bedeutung das Angebot 
an öffentlichen Nahverkehrsmitteln steigt. Diese Annah­
me entspricht nicht immer den tatsächlichen Gegeben­
heiten; denn der Ausbauzustand des ÖPNV ist nicht nur 
zwischen den verschiedenen Stufen, sondern auch inner­
halb einer Stufe der zentralen Orte unterschiedlich. So­
fern ein dem Stellenwert des zentralen Ortes entspre­
chender Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel jedoch bis 
zur Gegenwart noch nicht vorgenommen wurde, sollte 
dieser, den bisher vorliegenden Raumordnungsplänen 
entsprechend, in der Zukunft erfolgen21 • 

bb) Erfordernis der begrenzten Kraftstoffabgabe 

Die Mehrfachdifferenzierung der Mineralölsteuer 
dürfte zwar auf Grund der relativ geringfügigen Verän­
derungen der Steuer von Zone zu Zone bewirken, daß 
die Zahl der Tankfahrten verhältnismäßig klein bleibt. 
Sie wird diese Fahrten jedoch nicht ausschließen können. 
Denn trotz Mehrfachzonenbildung könnte sich eine 
Tankfahrt in die niedrigste Zone immer noch lohnen, 
sofern es möglich ist, dort nicht nur den sofortigen Be­
darf zu decken, sondern mittels zusätzlichen Kraftstoff­
kaufes sich ein Tanklager anzulegen und damit für eine 
gewisse Zeit die Sonderbelastung zu umgehen. Die Tank­
stellenbetriebe müßten daher bei einer differenzierten 
Mineralölsteuererhebung dazu verpflichtet werden, den 
Kraftstoff nicht mehr in unbegrenztem Umfang abzuge-

21 Vgl. beispielsweise: Bundesraumordnungsprogramm. Ent­
wurf in der Fassung des Beschlusses der Ministerkonferenz für 
Raumordnung vom 25. Juli 1974 (o. 0. u. o. J.) S. 6. 

ben22• Der zur Kontrolle der Einhaltung der limitierten 
Kraftstoffabgabe erforderliche Verwaltungsaufwand 
stellt ein wichtiges praktisches Hemmnis bei der Einfüh­
rung der differenzierten Mineralölsteuer dar23 • Zudem 
würden die persönlichen Freiheitsspielräume des einzel­
nen Pkw-Benutzers durch den Staat nicht uner.heblich 
eingeschränkt werden. Neben der Maßnahme der be­
grenzten Kraftstoffabgabe wäre es notwendig, über die 
bisherigen feuerpolizeilichen Beschränkungen bein,i Anle­
gen von Tanklagern hinaus diese Lage in privaten 
Haushalten generell gesetzlich zu verbieten24 • Betriebe 
mit eigenen Zapfsäulen müßten besonders überwacht 
werden. 

c) Zusammenfassende Beurteilung der differenzierten Mi-
neralölsteuer • 

Die Mineralölsteuer ist den variablen Kosten der 
Kfz-Benutzung zuzurechnen, da der Verbrauch an Mine­
ralöl, der neben der Fahrweise und dem Straßenzustand 
insbesondere auch von der Fahrleistung des einzelnen 
Pkw-Benutzers abhängt25, besteuert wird. Es werden 
also bei differenzierter Erhöhung keine Anreize zu ver­
stärktem Kfz-Gebrauch erzeugt, wie dies beispielsweise 
bei einer Erhöhung der Kfz-Steuer, die Fixkostencharak­
ter besitzt, möglich sein kann. Vielmehr ist die Mineral­
ölsteuer bei entsprechender Abstufung und Höhe der 
Belastung grundsätzlich geeignet, in Ballungsräumen den 
Individualverkehr zu erschweren und damit zur Umlen­
kung eines Teils der Verkehrsnachfrage auf den OPNV 
beizutragen und in ländlichen Räumen eine relative fi­
nanzielle Entlastung herbeiführen zu helfen. Diese Aus­
sage wird erheblich dadurch eingeschränkt, daß ein Teil 
des Verkehrs in Ballungsräumen, nämlich der Durch­
gangsverkehr, der einströmende Verkehr und der ruhen­
de Verkehr, durch die Mehrfachdifferenzierung nicht 
erfaßt wird. Zudem würde die Einführung der Mehr­
fachdifferenzierung der Mineralölsteuer auf erhebliche 
praktische Schwierigkeiten stoßen. So wäre bereits eine 
mit ihr verbundene Zonenfestlegung äußerst schwierig 
vorzunehmen. Die zusätzlichen unerwünschten, Verkehr 
induzierenden Sondertankfahrten würden durch die 

22 Zu denken wäre an eine Kraftstofflimitierung in Höhe des 
Inhalts eines Autotanks und eines Reservekanisters. 
23 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
hinsichtlich des Einzugs der Mineralölsteuer kein zusätzlicher 
Verwaltungsauiwand notwendig wäre, da das bisherige Einzugs­
verfahren beibehalten werden könnte. Diese Steuer ist also beim 
Kauf des Kraftstoffs fällig und wird von den Tankstellenbetrie­
ben über die Mineralölgesellschaften an den Staat abgeführt. 
24 Die wesentlichen gesetzlichen Grundlagen für die feuer­
polizeilichen Beschränkungen beim Anlegen von Tanklagern 
sind in Bayern: Die Verordnung über brennbare Flüssigkeiten 
vom 5. Juni 1970 (BGB! I, S. 689 ff.), die Verordnung über das 
Lagern wassergefährdender und brennbarer Flüssigkeiten 
(BGB! 3/1975, S. 34 ff .) und die Garagenverordnung (GVBI 
23/1973, s. 583 ff .). 
25 Vgl. Wehner, Bruno: Die Kraftfahrzeug-Betriebskosten in 
Abhängigkeit von den Straßen- und Verkehrsbedingungen. -
Berlin; München 1964. 
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Mehrfachdifferenzierung zwar geringer, aber nicht ein­
gestellt. Weiterhin muß bedacht werden, daß bei Substi­
tution des Individualverkehrs durch den OPNV der Fi­
nanzierungsspielraum des Staates, der mit der Mineralöl­
steuer verbunden ist, je nach deren Gestaltung eingeengt 
werden könnte. Aus diesen Gründen ist die Einführung 
einer differenzierten Mineralölsteuer insgesamt nicht po­
sitiv zu beurteilen. Im folgenden soll daher untersucht 
werden, inwieweit die Ballungsabgabe geeignet ist, als 
verkehrspolitisches Instrument zur Beeinflussung der 
Verkehrsströme zu dienen. 

3. Zur Eignung der Ballungsabgabe als verkehrspolitisches 
Instrument 

a) Intention der Ballungsabgabe 

Die Bedeutung des OPNV ist für alle Ballungsräume 
wegen der dort von ihm zu erfüllenden Aufgaben, vor 
allem wegen seiner Straßenentlastungsfunktion und da­
mit des Beitrags zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit 
dieser Räume, besonders groß. Entsprechend sind die 
Ballungsräume mit öffentlichen Nahverkehrseinrichtun­
gen wesentlich besser ausgestattet als die ländlichen Räu­
me, wodurch den Ballungsbewohnern ein besonderer 
Nutzen zuwächst. Es würde daher einem finanziellen 
Ausgleich entsprechen, wenn die Ballungsgebiete mit ei­
ner besonderen Abgabe belastet werden. Das Ziel der 
Verringerung der verkehrlichen Imparitäten ist jedoch 
mit einer Ballungsabgabe noch nicht erreicht, da dieses 
eine in Relation zur Verkehrsnachfrage gleiche Ver­
kehrsbedienung zwischen Agglomeration und Deglome­
ration und nicht nur eine relative finanzielle Entlastung 
der ländlichen Räume verlangt. Die Abgabe ermöglicht 
es jedoch, einen Teil der bisher für den OPNV in Bal­
lungsgebieten eingesetzten Mittel für die Verbesserung 
der Qualität der Verkehrsbedienung im ländlichen 
Raum zu verwenden. Die Ballungsabgabe sollte nicht 
nur die dadurch in Ballungsgebieten entstehende Finan­
zierungslücke schließen, sie sollte darüber hinaus so hoch 
angesetzt werden, daß die durch sie vereinnahmten Mit­
tel ausreichen, den Ausbau der öffentlichen Verkehrsin­
frastruktur in Verdichtungsgebieten voranzutreiben und 
in diesen Räumen die Tarife des OPNV zu senken. Mit 
Hilfe der dadurch erhöhten Attraktivität des OPNV 
sollen vom Individualverkehr abwanderungsfähige Ver­
kehrsnachfragerschichten dem OPNV zugeführt werden, 
wodurch mittelbar zu der im Ballungsraum gewünschten 
Verkehrsteilung beigetragen wird. 

b) Gestaltung der Ballungsabgabe 

Im Zusammenhang mit der Gestaltung der Ballungs­
abgabe sind die Fragen nach den Trägern der Ballungs­
abgabe, der Abgrenzung des Einzugsbereichs, der Ein­
zugsverfahren und der Abgabenhöhe zu klären. 

ba) Mögliche Träger einer Ballungsabgabe 

Zur Beantwortung der Frage, welche Personen durch 
die Ballungsabgabe belastet werden sollen, kann vom 
Nutzen, der aus dem Vorhandensein des OPNV im Bal­
lungsraum gezogen wird, ausgegangen werden. Aus dem 
OPNV ziehen sowohl seine Benutzer als auch die Nicht­
benutzer Vorteile. Jene der Benutzer liegen auf der 
Hand; die Nichtbenutzer ziehen Vorteile aus dem Sach­
verhalt, daß aufgrund der Straßenentlastung durch den 
OPNV der Verkehrsfluß auf den Straßen erhöht wird 
und somit Zeitverluste, Verkehrsunfälle und Energiever­
brauch vermindert werden. Demnach sind alle Bewoh­
ner der Ballungsräume Nutznießer der erhaltenen Funk­
tionsfähigkeit der Städte. Es liegt also nahe, die Bewoh­
ner innerhalb der Ballung zu der Abgabe heranzuziehen. 
Es ist jedoch zu prüfen, ob die Abgabe von bestimmten 
sozialen Gruppen innerhalb der Allgemeinheit getragen 
werden soll, die die Verkehrsinfrastruktur besonders 
stark in Anspruch nehmen. Wegen der Bedeutung des 
Berufs- und Geschäftsverkehrs (etwa 46 Prozent des Ge­
samtpersonenverkehrs)26 soll zunächst erwogen werden, 
eine arbeitsplatzbezogene Abgabe einzuführen, für die 
entweder der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder 
beide herangezogen werden könnten. Bei einer Belastung 
der Arbeitgeber durch die Ballungsabgabe wird davon 
ausgegangen, daß sich diese - insbesondere, wenn sie im 
tertiären Sektor tätig sind - bevorzugt an Standorten 
in Ballungsgebieten wegen der dort höheren Absatzchan­
cen niederlassen. Dadurch induzieren sie in dreifacher 
Hinsicht Verkehr: nämlich Käufer- und Berufsverkehr 
sowie Lieferantenverkehr. Für die Arbeitgeber ist die Bal­
lungsabgabe also gleichsam als finanzielle Gegenleistung 
für Standortvorteile und die von ihnen erzeugten Ver­
kehre anzusehen27• Sofern die Arbeitnehmer belastet wer­
den, liegt der Gedanke zugrunde, daß sie die Verkehrs­
infrastruktur der Ballungsräume durch ihre Teilnahme 
am Berufsverkehr in den Morgen- und Abendstunden mit 
am stärksten in Anspruch nehmen28• Allerdings er­
scheint die Realisierung einer in dieser Weise gestalteten 
Ballungsabgabe aus sozial- und gesellschaftspolitischen 
Erwägungen problematisch. Gegenwärtig ist nicht ein-

26 Vgl.: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.): 
Die künftige Entwicklung der Fahrleistungen im Güter- und 
Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen, des Kraftstoffverbrauchs 
und des Mineralölsteueraufkommens, insbesondere in den Bal­
lungsgebieten. Gutachten im Auftrag des Bundesministers für 
Verkehr. - Berlin 1972. Tabelle 3. 
27 Kentner, Wolfgang: Finanzierungsmöglichkeiten für den 
schnelleren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in den Verdich­
tungsräumen. Vortrag im Rahmen der 45 . Internationalen 
Automobil-Ausstellung Frankfurt am 21. September 1973. (Als 
Mskr. verv.) S. 9 f.; Malcor, Rene: Fragen im Zusammenhang 
mit der Anwendung eines Systems zur Abgeltung der Benut­
zung der Straßen. - Brüssel 1970. = Studien der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften. Reihe Verkehr Nr. 2, 
s. 58 ff. 
28. Siehe hierzu ausführlich Kessel, Peter: Verhaltensweisen im 
werktäglichen Personenverkehr. - Bonn 1972 = Schriften­
reihe Straßenbau und Straßenverkehrstechnik. Hrsg.: Bundes­
ministerium für Verkehr. H. 132. 
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mal die Abschaffung der die Motorisierung der Arbeit­
nehmer fördernden Kilometergeldpauschale politisch 
durchzusetzen, obwohl sie eklatant im Widerspruch zu 
verkehrswirtschaftlichen Notwendigkeiten steht29• Die 
auf den Arbeitnehmer bezogene Arbeitsplatzabgabe soll 
daher im folgenden nicht weiter diskutiert werden. 

Bei einer von der Allgemeinheit zu tragenden Bal­
lungsabgabe ist eine personenbezogene und eine haus­
haltsbezogene denkbar. Der Unterschied zwischen bei­
den besteht darin, daß die Abgabe im ersten Fall von je­
der Einzelperson des Ballungsraums und im zweiten Fall 
von jedem Privathaushalt ohne Rücksicht auf die Perso­
nenzahl erhoben wirdso. 

Von den genannten vier Möglichkeiten der Gestaltung 
einer Ballungsabgabe wird bisher nur jene, bei der die 
Arbeitgeber belastet werden, praktiziert, nämlich in 
Wien und Frankreich. In Wien wird sie in der Weise ge­
handhabt, daß jeder Dienstgeber für jeden Arbeitneh­
mer, den er beschäftigt, eine wöchentliche Pauschale von 
10 Schilling abzuführen hat. Die dadurch erzielten Ein­
nahmen sind zur Errichtung der Wiener U-Bahn zu ver­
wenden31. In Frankreich wird die Ballungsabgabe auf 
der Grundlage der von den Betrieben ausgezahlten Löh­
ne und Gehälter erhoben und zusammen mit der Sozial­
versicherung monatlich abgeführt. Der Anteil der Abga­
be an diesen Zahlungen darf 2 Prozent der Bruttolöhne 
nicht übersteigen. Hervorzuheben ist, daß nur Betriebe 
mit mehr als 9 Arbeitnehmern in Kommunen mit mehr 
als 300 000 Einwohnern diese Beträge abzuführen haben. 
Diese Nahverkehrsabgabe soll in erster Linie zu einer 
Minderung der durch Sozialtarife für Arbeiterwochen­
karten verursachten Defizite der OPNV-Betriebe die­
nen. Darüber hinaus soll die Finanzierung von Verkehrs­
infrastrukturanlagen unterstützt werden32• 

Mit dieser in Osterreich und Frankreich praktizierten, 
vom Arbeitgeber zu entrichtenden Arbeitsplatzabgabe 
werden dem OPNV neue Finanzierungsquellen erschlos­
sen, mit deren Hilfe die Attraktivität des OPNV erhöht 
und dadurch eine mittelbare Beeinflussung der Ver-

29 Vgl. hierzu z.B. Oettle, Karl: Kilometergeldpauschale. In: 
Deutsche Verkehrszeitung (DVZ) Nr. 21 vom 17. 2. 1970, 
s. 2. 
30 Vgl. hierzu Oettle, Karl: Umstrittene Nahverkehrstarife. 
In: ARL-Nachrichten (für Mitglieder und Mitarbeiter der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung) Nr. 7. -
Hannover 1972. S. 6; ders .: über die zukünftige Finanzierung 
des OPNV. In: Die Kernstadt und ihre strukturgerechte Ver­
kehrsbedienung. - Hannover 1974. = Veröffentlichungen der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung. Bd. 92, 
Raum und Verkehr 11. S. 163; Hodann, Volker: Der Beitrag 
als Finanzierungsinstrument im öffentlichen Personennahver• 
kehr. In : Verkehr und Technik. 27. Jg. (1974) S. 458. 
31 Vgl. Wiener Landtag: Gesetz vom 24. 4. 1970 über die 
Erhebung einer Dienstgeberabgabe. Landesgesetzblatt für Wien. 
Jg. 1970 vom 12. 6. 1970, S. 47-49. Das Gesetz sieht eine 
Reihe von Abgabenbefreiungen vor, die hier jedoch nicht näher 
erläutert zu werden brauchen. 
32 Vgl. Loi no 71-559 vom 12. 7. 1971; Decret no 71-710 
vom 30. 8. 1971, Journal officiel de la Republique Franfaise 
vom 13. 7. 1971 und 31. 8. 1971; Loi no 73-640 vom 11. 7. 
1973; Decret no 74-66 vom 29. 1. 1974. Journal officiel de la 
Republique Franfaise vom 12.7.1973 und 30.1.1974. 

kehrsteilung erreicht werden soll. Eine unmittelbare Be­
einflussung der Verteilung zugunsten des OPNV in Bal­
lungsräumen ist jedoch nicht zu erwarten, da weitaus die 
meisten Kfz-Benutzer nicht direkt belastet werden. Es 
ist nur die relativ kleine Gruppe der Arbeitgeber ange­
sprochen, und zwar nicht als Verkehrsteilnehmer, son­
dern als Verkehrsverursacher. 

Im Gegensatz zu der vom Arbeitgeber zu entrichten­
den Ballungsabgabe erscheint durch eine person~- oder 
haushaltbezogene Nahverkehrsabgabe neben der mittelba­
ren Beeinflussung der Verkehrsteilung zugunsten des 
OPNV auch eine unmittelbare möglich. Denn es ist anzu­
nehmen, daß die Pkw-Benutzer unter der Bevölkerung für 
ihren Zwangsbeitrag zur Finanzierung des OPNV diesen 
auch verstärkt in Anspruch nehmen werden, da sie ne­
ben der Ballungsabgabe noch die Kosten für die Haltung 
und den Betrieb ihres Pkw zu tragen haben. Diese ver­
kehrsumlenkende Wirkung zugunsten des OPNV sollte 
dadurch unterstützt werden, daß mit der Einführung ei­
ner haushalts- und personenbezoge~en Ballungsabgabe 
die Tarife für die Benutzung des OPNV gesenkt werden. 
Die Ballungsabgabe wäre für die Bevölkerung dann als 
eine Art Grundgebühr für das Vorhalten von 
OPNV-Leistungen anzusehen und würde durch die Ta­
rifeinnahmen - ähnlich wie im Fernsprechdienst - er­
gänzt werden33• Die Tarife für die OPNV-Benutzer wä­
ren so festzulegen, daß die bisherigen OPNV-Benutzer 
durch die Ballungsabgabe nicht finanziell schlechter ge­
stellt werden als jene Verkehrsteilnehmer, die das Kfz 
weiter benutzen. Die Summe aus Ballungsabgabe und 
den OPNV-Tarifen sollte geringer sein als jene aus Bal­
lungsabgabe und Grenzkosten der Kfz-Benutzung, da 
sonst die Gefahr besteht, daß bisherige OPNV-Benutzer, 
bei vorhandener Reaktionselastizität, zum Pkw abwan­
dern oder zurückwandern und damit das Gegenteil der 
beabsichtigten Wirkung erreicht wird, nämlich abwande­
rungsfähige Kfz-Benutzer für den OPNV zu gewinnen. 
Die Tarife sollten jedoch nicht bis zum "Nulltarif" ge­
senkt werden, wie es beispielsweise von Bohley vorge­
schlagen wird34. Durch einen Nulltarif würde zwar ins­
besondere die Benutzungsbequemlichkeit der öffentli­
chen Verkehrsmittel erhöht werden35, auf der anderen 
Seite jedoch eine wichtige Finanzierungsquelle entfallen. 
Zudem wird dem Fahrpreis von der Bevölkerung nicht 
die allein entscheidende Bedeutung bei der Verkehrsmit­
telwahl zuerkannt36• Eine Abwägung zwischen der per­
sonen- und der haushaltsbezogenen Ballungsabgabe 
spricht für letztere. Bei der personenbezogenen Abgabe 

33 Vgl. Bohley, Peter: Der Nulltarif im Nahverkehr. In: 
Kyklos. Bd. 26 (1973) S. 128. 
34 Vgl. ebd., S. 133 ff. 
35 Vgl. Oettle, Karl : über die zukünftige Finanzierung des 
OPNV, a. a. 0., S. 163. 
36 Vgl. hierzu Ahner, Heinrich: Betriebs- und volkswirtsdiaft­
liche Konsequenzen eines unentgeltlichen Angebots der öffent­
lichen Nahverkehrsmittel in Ballungsräumen. Ergebnisse eines 
Forschungsauftrags an das Institut für Verkehrswirtschaft und 
öffentliche Wirtschaft an der Universität München, Vorstand 
Professor Dr. Karl Oettle. - o. 0. 1970. • 
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bestünde wegen der Personenzahldegression der Kosten 
bei der Kfz-Benutzung für Mehrpersonenhaushalte ein 
verstärkter Anreiz, das private Kfz in Anspruch zu neh­
men. Ein weiterer Gesichtspunkt, der für die haushalts­
bezogene Abgabe spricht, ist darin zu sehen, daß in der 
Regel mit zunehme.nder Haushaltsgröße das verfügbare 
Einkommen pro Kopf abnimmt und diese mehrköpfigen 
Haushalte daher durch eine personenbezogene Abgabe 
finanziell benachteiligt werden würden. Außerdem ist 
bei der personenbezogenen Ballungsabgabe die Zahl der 
von der Finanzverwaltung zu bearbeitenden Fälle und 
der erforderlichen Ausnahmegenehmigungen wesentlich 
höher als bei der haushaltsbezogenen Abgabe und damit 
der Verwaltungsaufwand insgesamt erheblich größer. 

bb) Abgrenzung des Ballungsraumes 

Um den räumlichen Bezug der Abgabe zu klären, soll 
von dem Begriff des Ballungsraumes, wie ihn !senberg 
definiert, ausgegangen werden37. Isenberg zählt zum 
Ballungsraum neben dem eigentlichen Großstadtkern 
und dem Großstadtkreis . auch die umliegenden Land­
kreise. Weiterhin wird der Ballungsraum nach ihm da­
durch bestimmt, daß mindestens 500 000 Personen bei ei­
ner Einwohnerdichte von 1 000 Personen pro Quadrat­
kilometer und mehr räumlich zusammenhängend le­
ben38• Die Einbeziehung der um den Großstadtkreis lie­
genden Landkreise ist insofern erforderlich, als auch die­
se vom OPNV-Angebot profitieren. Die einzelnen Teile 
des Ballungsraumes sind nämlich durch Pendlerverkehr 
und durch vielfältige wirtschaftliche Beziehungen auf 
das engste miteinander verknüpft. Die wesentlichen An­
lagen der Infrastruktur und damit auch der Verkehrs­
einrichtungen werden gemeinsam von den Bewohnern 
des Kerns und des Randes der Ballung benutzt, und eine 
entsprechende gemeinsame Erfassung für die Ballungsab­
gabe erscheint deshalb gerechtfertigt. Dies trifft auch 
für die Verdichtungsräume zu. Diese sind dadurch ge­
kennzeichnet, daß sie mindestens 150 000 Einwohner 
und keinen hinreichend großstädtischen Kern besit­
zen'39• In ihnen treten die gleichen verkehrlichen Pro­
bleme wie im Ballungsraum auf, und sie bedürfen ebenso 
der Beeipflussung der Verkehrsströme zugunsten des 
OPNV. Sie sind daher zu dem Ballungsraum im weiteren 
Sinn zu zählen, der durch die Abgabe belastet werden 
sollte40• Es ist zu erwägen, ob bei der Festlegung des 
Raumes, in dem die Ballungsabgabe erhoben werden soll, 

37 Vgl. /senberg, Gerhard: a. a. 0 ., Sp. 114 ff. 
38 Für· die Bundesrepublik sind 9 Ballungsgebiete festgelegt: 
Hamburg, Bremen, Hannover, Rhein/Ruhr, Rhein/Main, 
Rhein/Neckar, Stuttgart, München, Nürnberg. Vgl. Beschluß der 
Ministerratskonferenz für Raumordnuig vom 21.11.1968. 
39 Vgl. hierzu Müller, Georg: Verdichtungsraum. In : Hand­
wörterbuch der Raumforschung und Raumordnung. 2. Aufl. 
Bd. 3. - Hannover 1970, Sp. 3536 ff. 
40 In diesem Fall kommen zu den bereits genannten Bal­
lungsräumen noch weitere 14 Verdichtungsräume; vgl. Müller, 
Georg: a. a. 0., Sp. 3536 ff. 

auch die unterschiedliche Ausstattung dieses Raumes mit 
OPNV-Angeboten (unterschiedliche Zugänglichkeit und 
Qualität dieser Dienste) berücksichtigt werden soll. 
Denn es ist als nachteilig anzusehen, wenn Haushalte 
eine Abgabe zu entrichten haben, die aufgrund ihrer un­
günstigen Lage zum OPNV-Netz nicht in dessen Ein­
zugsbereich liegen. Die Ermittlung dieser Haushalte mit 
Hilfe von Kartenmaterial wäre mit einem nicht uner­
heblichen Verwaltungsaufwand verbunden. Es ist daher 
fraglich, ob die unterschiedliche Qualität der Anbindung 
der Haushalte an das OPNV-N etz berücksichtigt wer­
den kann, obwohl dies zweckmäßig wäre41. überdies 
muß davon ausgegangen werden, daß die Qualität des 
Anschlusses an das öffentliche Nahverkehrsangebot 
nicht überall gleich sein kann, auch wenn durch die mit 
der Ballungsabgabe erzielten Einnahmen eine möglichst 
gleichmäßige Ausstattung des Ballungsraumes mit 
OPNV-Angebot angestrebt werden soll. 

bc) Einzugsverfahren und Höhe der Ballungsabgabe 

Bei der Erhebung der Ballungsabgabe ist zum einen 
darauf zu achten, daß das Einzugsverfahren einfach ge­
staltet wird, um den Verwaltungsaufwand gering zu hal­
ten. Zum anderen muß diese Abgabe in einer möglichst 
sieht- und spürbaren Form erhoben werden, um den 
Einzahler an die mit der Ballungsabgabe beabsichtigten 
Wirkungen zu erinnern. So ist beispielsweise eine ver­
waltungstechnisch einfach zu handhabende Koppelung 
der Abgabe an die Erhebung von Lohn- und Einkom­
mensteuer wegen der fehlenden Spürbarkeit der Bela­
stung ungeeignet42 • Zu denken wäre an ein besonderes 
monatliches Einzugsverfahren. Die Beiträge könnten bei­
spielsweise - ähnlich wie in manchen Kommunen bei 
der Einziehung der Stromgebühren gehandhabt - mit­
tels Gebührenheft über Bank oder Post an die jeweiligen 
Finanzkassen eingezahlt werden. Es handelt sich hier um 
ein relativ einfaches Einzugsverfahren, das den Belaste­
ten die erbrachten und noch zu leistenden Zahlungen 
aufzeigt. 

Die Höhe der Ballungsabgabe sollte sich an der ver­
kehrs- und siedlungspolitischen Zweckmäßigkeit ausrich­
ten. Die Abgabe muß für den einzelnen Haushalt merk­
lich sein, um dessen Angehörige zur Benützung des 
OPNV anzuregen. Weiterhin sollte die Höhe der Abga­
be dadurch bestimmt werden, in welchem Umfang und 
in wekhem Zeitraum die Kapazitätserweiterung des 
OPNV vorgenommen und inwieweit diese durch die 
Ballungsabgabe gesichert werden soll43• Ferner sollten 

41 Vgl. Oettle, Karl: über die zukünftige Finanzierung der 
Aufgaben des öffentlichen Personen-Nahverkehrs, a. a. 0 ., 
s. 163. 
42 Vgl. ebd., S. 163. 
43 Würde davon ausgegangen werden, daß durch die Ballungs­
abgabe die Defizite der tlPNV-Betriebe und nicht primär der 
Ausbau des tlPNV finanziert werden soll, so würde sich bei­
spielsweise für den Ballungsraum München eine Ballungsabgabe 
in Höhe von 33 DM pro Monat und Haushalt ergeben, um 
ein Defizit von rd. 300 Mill. DM auszugleichen. 



Tabelle 1 Anteile der kreisfreien Städte1 ) am Bruttoinlandsprodukt2 ) der BRD von 1957-1970 
(nach Gemeindegrößenklassen in Mio DM) 

Größenklasse unter · 50.000 - 100.000 - 200.000 - 500.000 krsfr.Städte davon Kern- . BRD 
(Einwohner 50.000 100.000 200.000 500.000 u. mehr insgesamt städte in insgesamt 

1970) Stadtreg. 

1957 Mio DM 5.912 10.708 19.008 27.153 63.338 126.119 118.693 225.485 
v.H. 2.62 4.75 8.43 12.04 28.09 55.93 52. 64 · 100 

1961 Mio DM 8.453 15.943 27.941 36.572 88.806 177.715 167 .064 326.600 
v.H. 2.59 4.88 8.56 11. 20 27 .19 54.41 51.15 100 

1964 Mio DM 10.741 20.548 34.558 . 45.017 111.719 222.583 209.462 414.600 
v.H. 2.59 4.96 8.34 10.86 26.95 53.69 50.52 100 

1966 Mio DM 12.595 23.590 40.618 51.870 129.538 258.211 243.075 481.510 
v.H. 2.62 4.90 8.44 10. 77 26.90 53.63 s.o. 48 100 

1970 Mio DM 18.398 33.786 56.844 73.403 180.310 362.741 340.197 686.960 
v.H. 2.68 4.93 8.27 10.69 26.25 52.88 49.59 100 

1) ohne Herford, Viersen, Lüdenscheid u. Saarbrücken (im Jahr 1957) 

2) zu jeweiligen Preisen 

Quelle: Statistische Landesämter (Gemeinschaftsveröffentlichung) Das Bruttoinlandsprodukt der kreisfreien 
Städte und Landkreise 1957 bis 1966, Sozialproduktsberechnungen der Länder. Heft 3, Wiesbaden 
1968; dies., Das Bruttoinlandsprodukt 1961, 1968, 1970, volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der 
Länder, Heft 4, Stuttgart · 1973, sowie eigene Berechnungen 
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durch die Ballungsabgabe die Einnahmeausfälle ausgegli­
chen werden, die sich aus den vorgesehenen Tarifsen­
kungen im ÖPNV ergeben würden. Letztlich dürfte 
aber die Höhe der Ballungsabgabe dadurch bestimmt 
werden, in welchem Grad sie kommunalpolitisch durch­
setzbar ist. Dieser ist wesentlich mit abhängig von der 
Beantwortung der Frage, inwieweit die Bevölkerung 
weiterhin durch den Staat finanziell belastet werden soll 
und kann. 

4. Zusammenfassung 

Die obige Diskussion der differenzierten Mineralöl­
steuer und der Ballungsabgabe hat gezeigt, daß beide In­
strumente nicht dazu geeignet sind, einen direkten Aus­
gleich der bestehenden verkehrlichen Imparitäten zwi­
schen Ballungsgebieten und ländlichen Räumen zu er­
möglichen. Die verkehrlichen Benachteiligungen des 
ländlichen Raumes könnten jedoch insofern abgebaut 
werden, als durch beide Instrumente, bei deren entspre­
chender Gestaltung, der Individualverkehr im Ballungs­
raum erschwert wird. Weiterhin kann durch sie eine 
verkehrsumverteilende Wirkung zugunsten des ÖPNV 
im Ballungsgebiet erwartet werden. Während die diffe­
renzierte Mineralölsteuer über eine Erhöhung der varia­
blen Kosten der Kfz-Benützung eine Einschränkung der 
Nachfrage nach Individualverkehrsleistungen bewirkt, 
regt die Ballungsabgabe wegen ihres Fixkostencharakters 
zur Benutzung des öPNV an. 

Da von der in Ballungsgebieten erhöhten Mineralöl­
steuer eine rejektive Wirkung auf die Nachfrage nach 

Pkw-Leistungen ausgehen soll, ist es denkbar, daß die 
Mineralölsteuereinnahmen nach kurzfristiger Erhöhung 
langfristig zurückgehen werden. Es würde bei der diffe­
renzierten Mineralölsteuer im Gegensatz zur Ballungsab­
gabe keine zusätzliche Finanzierungsquelle zur Attrakti­
vitätserhöhung des ÖPNV erschlossen, sofern die bishe­
rige Aufteilungsquote des Mineralölsteueraufkommens 
nicht zugunsten des ÖPNV verändert wird. Auch was 
den Umfang des zu beeinflussenden Individualverkehrs 
anbelangt, ist die differenzierte Mineralölsteuer ungün­
stiger als die Ballungsabgabe zu beurteilen, obwohl letz­
tere nicht speziell auf Pkw-Benutzer abgestellt ist. Wäh­
rend zwar die Ballungsabgabe ebensowenig wie die diffe­
renzierte Mineralölsteuer den Durchgangsverkehr und 
den von außerhalb der Ballung in diese einströmenden 
Verkehr erfaßt, bleibt bei letzterer zusätzlich der ruhen­
de Verkehr unbelastet. Darüber hinaus treten bei der 
praktischen Ausgestaltung der differenzierten Mineralöl­
steuer Schwierigkeiten in einem derartigen Umfang auf, 
daß ihre Einführung nicht mehr sinnvoll erscheint. Da­
gegen ist die Ballungsabgabe, die zweckmäßigerweise 
haushaltsbezogen sein sollte, vergleichsweise praktikabel, 
wenngleich die Frage ihrer räumlichen Begrenzung einer 
weiteren Untersuchung bedarf. Sie könnte zur Lösung 
der Verkehrsprobleme in Ballungsgebieten beitragen und 
damit die Lebensbedingungen in diesen Räumen verbes­
sern. Die verkehrliche Schlechterstellung der ländlichen 
Räume kann die haushaltsbezogene Ballungsabgabe aller­
dings nur indirekt über eine Neuverteilung der bisher 
für den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zur Verfü­
gung stehenden Mittel mindern helfen. 

HEINER HAUTAU 

Stadtgröße und Wirtschaftswachstum 

Die Entwicklung des Wirtschaftswachstums in der 
Bundesrepublik D·eutschland kann nicht unabhängig 
vom Verstädterungsprozeß in unserem Lande betrachtet 
werden, da die Städte die eigentlichen Zentren des wirt­
schaftlichen Wachstums sind. Siedlungsstrukturelle Ver­
änderungsprozesse implizieren daher unmittelbar auch 
Wachstumseffekte. Die Steuerung dieser Entwicklungs­
impulse ist dabei Aufgabe der Raumordnungs- bzw. Re­
gionalpo_litik, so daß die Urbanisationspolitik als eine be­
sondere Art der Wachstumspolitik angesehen werden 
kann. Im folgenden soll daher die Bedeutung der Städte 
im wirtschaftlichen Wachstumsprozeß einer spezielleren 
Analyse"unterzogen werden. 

1. 

Die Vorteile eines räumlich-verdichteten Zusammen­
wirkens der Produktionsfaktoren haben einen entschei­
denden Einfluß auf die Entwicklung unserer Städte und 

der damit verbundenen Veränderung der Siedlungsstruk­
tur. Der dabei ausgelöste Verstädterungsprozeß beein­
flußt gleichsam als Katalysator das wirtschaftliche 
Wachstum, in dem die Polarisierungseffekte emes 
Wachstumspols zur Wirkung gelangen1. 

Die Erkenntnis, daß wirtschaftliches Wachstum vor­
wiegend von den städtischen Zentren getragen wird und 
der heutige Entwicklungsprozeß von einem fortdauern­
den Urbanisierungsprozeß begleitet ist, macht es erfor­
derlich, das Wachstumspolkonzept zu erweitern. Als we­
sentliche Polarisationsfaktoren müssen daher jene Wir­
kungszusammenhänge in die Betrachtung einbezogen 
werden, die aus den siedlungsstrukturellen Veränderungs­
prozessen einer Volkswirtschaft resultieren. 

Hierbei sind insbesondere die externen Effekte der 
Urbanisation und die aus den Unteilbarkeiten der Gü-

1 Vgl. dazu Davin, L. E.: Economie regionale et croissance. -
Paris 1964. S. 56 ff., der erstmals die Polarisierungseffekte in 
die Theorie der Wachstumspole eingeführt hat. 


